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Die These, in der Wirtschalt der Bundesrcpublik vollziehe sich gegenwärtig ein rascher
technologischer Umbruch, ist keineswegs unumsüitten. Zu den Gegenargumenten zählt
der Hinweis, daß sich in den letzten Jahrcn der Zuwachs der Aheitsproduktivität nicht be-
schleunigt, sondern eindeutig ve angsamt hat. Dennoch lassen sich eine ganze Reihe
von Fakten als Argumente lfu die ,,Umbruch'LThese anführen, die in ihrcr Gesamtheit
aul wesentliche Veränderungen hindeulen. So ist scäon seit Mitte de.r siebziger Jahre die
Tendenz zu einer umfassenden Produktionsintensivierung dutch Okonomisierung des
konstanten wie variablen Kapitals auf der Basis neuet Technologien zu verzeichnen.
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Charakter der Branche und Stellung innehalb det lndustie; ProduKions- und Absatzent-
wicklung; Produktionsbedingungen (Struktur des Anlaga/ermägens, Beschäftigungs-
entwicklung u.a.); veflvertungsb€dingungen des ip der Branche angelegtq Kapitals;
Unbrnehmensstruktur und Rolle des Monopolkapitals; lnternationalisierung und außen-
wirtschaftliche Vertlechtung; Rolle des Staates für die Bnnche; Zukunftsperspektiven.
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Vielen Dank

allen Leserinnen und Lesern der Bildungshefte, die uns zur neuen Form
des BILDUNGSMAGAZINS ihre Meinung geschrieben und mitgeteilt

haben. Wir erhielten Zustimmung und Kritik. Die Zustimmung wir
sagen es mit Freude überwog. Die Kritik hat uns geholfen, die

Unebenheiten der neuen Form auszugleichen.

Wir bitten weiter um kritische Begleitung. Auch und vor allem, was die
Inhalte betrifft. Ganz besonders aufmerksam wollen wir gegenüber

neuen Genossinnen und Genossen sein. Ihre Meinung ist für uns
wertvoll, weil sie uns mit,,neuen" Augen sehen.

Gemeinsam vorwärts mit der kommunistischen Bildungsarbeit.
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Kommunisten und Wahlen Seite 5

Was ist Parlammtuismus? seite 7

Kommunisten and Wahlbündnisse seite 10
Historische und internationale

Edahrungen seitelS
DieSituationvorderBwdestagswahl' I 7 seite 1 7

Dic DKP und die Friedensliste sr'lite2O

Die neuartige Kandidatur seite24

Drei Besnndteilc kommunistisdun
Wahllumpfu seite24

Izxilan seite2T

Seminarylan seite2S

Iips.fir die Karl-Iieblmecht-Schule seite.30

Echo SeiteJl

Seite 32Aus pmhischer Erfohrung

rons
RE
dakt
Noti

Inhalt

Bis 2000:f rne

Welt ohn€
Alotflwätfen

ostu,
ffi_



Zu Beginn des Jahres l987.findet die nächste BundestagsN'ahl

und am Wohltag Antworten auf drei für die Zukunft des Landes n'ichtige
Fragen deutlich werden können:
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l. Wie stark ist die demokratische
Bewegung unseres Landes gewor-
den. die nicht länger einer Rechts-
koalition erlauben will, den Sozial-
abbau zu veniefen, die demokra-
tischen Rechte auszuhöhlen und
die Bundesrepublik immer enger in
die Aggressionsstrategie des USA-
Imperialismus zu verstricken?

2. In welchem Umfang ist die For-
mierung aller demokratischen
Kräfte links von der CDU/CSU
vorangekommen ? In welchem Um-
fang werden gemeinsame oder par-
allele Positionen, Initiativen und
Aktionen möglich, um die neue
Kraft wirksam werden zu lassen.
die sich in den vielfältigen gesell-
schafllichen Beuegungen der acht-
ziger Jahre herausgebildet hat?

l. Wird es gelingen. die unter-
schiedlichen Kräfte so zu bündeln,
daß die Rechtswende gestoppt und
eine neue Politik mit einer neuen
Regierung eingeleitet werden
kann?

So haben die Kommunisten die
Fragen auf dem 8. Parteitag im
Frühjahr 1986 in Hamburg gestellt.
Und sie haben keinen Zweifel dar-
an gelassen, wie ernst es ihnen ist,
ihren Teil dazu beizutragen. damit
ein neues politisches Krafifeld ent-
stehl. Ein Krafifeld, von dem aus
die Impulse zum Voranschreiten
unseres Landes ausgehen.

Auf dem 8. Paneitag der DKP er-
kläne Herben Mies, vorsitzender
der Partei: ,,wenn es richtig isr,
daß wir heute in einer Situation ste-
hen, die ein Umdenken erfordert,
wenn es stimmt, daß in unserem
Lande eine neue Politik durchge-
setz( werden muß, so verlangl dies
ein akrives Eingreifen der verschie-
denen linken und anderen demo-
kratischen Kräfte. Sie alle stehen
gleichermaßen vor der Frage: Was
kann getan werden. um das gleich-

Bündelung



Gewachsene
Chancen

gerichtete Handeln, um das Zusam-
menwirken gegen rechts zu för-
dern? Wie können sie ihre Krälte
bündeln und ein solches Maß an
Breile gewinnen. daß die Rechts-
kräfte zurückgedrängt werden ?"

Und weiter sagte Herbert Mics:
..Gelingt es. den Prozeß des Zu-
sammengehens. des gleichgerichte-
ten Handelns bei Wahrung und
Entfaltung ihrer Spezifik weiter zu
befördern, dann wachsen die
Chancen, daß die demokratischen
Kräfte zu den bestimmenden Kräf-
ten der politischen Entwicklung in
unserem Lande werden. Kommt es

dagegen zu einer Zunahme des Ce-
geneinanders und der Zersplitte-
rung des demokratirchen Poten-
tials, dann wird die Chance zur
Durchsetzung einer neuen Politik
verpaßt. Was uns Kommunislen
betrifft, so werden wir alles daran-
setzen, um den Prozeß des Zusam-
menwirkens weiter zu fördern."

Keine
Geringschätzung
'von Wahlen!

Die Bundestagswahl kann in die-
sem Prozeß des Zusammengehens
eine große Rolle spielen. Die Maß'
stäbe für eine Vorwärtsentwicklung

gelten für alle Politikbereiche. für
die außerparlamentarischen und
für die pa rlam ent arischen Berei-
che. Der Bundestagswahlkampf ist
ein bedeutender politischer Kampf.
HieI darf es überhaupt keine Ge-
ringschätzung geben.

Hier sind alle politische. Kräfte
links von der CDU./CSU gefordert,
ob in Parteien organisiert oder
nicht: die Kommunislen. die So-
zialdemokraten, die Crünen, die
Gewerkschafter und die Vertreter
der großen sozialen Verbände: die
demokratischer Fraueninitiativen
und die demokratischen Jugendver-
bände; die ökologische Bewegung,
die Umweltschützer aller Richtun-
gen und vor allem die engagienen
Angehörigen der Friedensbewe-
gung. Sie sind geforden. ein Wahl-
klima, ein Wählerbewußtsein zu
schaffen, das die Rechtskräfte in
die Delensive zwingt. Dies zu errei-
chen, bemühen sich die Kommuni-
sten mit ihrem Eingreifen in den
Wahlkampf. Sie wollen mithelfen,
die Chance zur Ablösung der
Rechtskoalition herbeizuführen
und zu nutzen.

Dabei erachten sie es als notwen-
dig. daß sich der Druck der außer-
parlamentarischen Bewegung kon-
zentriert:

O auf die Durchsetzung ersrer
praktischer Schrirte der Bundesre-
gierung zu Rüslungsstopp und Ab-
rüstung:

O auf konkrete Maßnahmen zrim
Ausstieg aus der Atomstromerzeu-
gung in der Bundesrepublik;

O auf die Durchsetzung wirksamer
Schrirte zur Bekimpfung der Mas-
senarbeitslosigkeit;

O auf die Veneidiguni und Wie-
derherstellung demokratischer
Rechte und Freiheiten-

t*-l-J Zum Nachdenken

Die Organisation des Proletariats ,,kämpfr
mit allen Mitteln, über die das Proletariat
verfügt, . . . einschlieJJlich des allgemeinen
Wahlrechtes, das so aus einem Instrument
des Betrugs, das es bisher gewesen ist, in
ein Instrument der Emanzipation umge-
wandelt wird."

(Karl Marx in Marx,zEngels, Werke, Bd. 19, S.238)



und Wahlenrit!#iiiii# §iitri,i":
Zeit sind diese Kampfformen durch viele neue Formen ergtinzt worden.



Vielfciltige
Kampfformen

DaTu gehören Betriebsbesetzun-
gen, Sitzblockaden vor Stationie-
rungsorten von Massenvernich-
tungsmitteln, Menschenketten. Die
Kampfformen. wie sie von Bürger-
initiativen der unterschiedlichsten
Zielrichtung angewandt werden,
sind so vielfältig (und phantasie-
voll), daß sie hier gar nicht all€ auf-
gezählt werden können. Bei allen
diesen Formen handelt es sich um
außerparlamentarische Kampflor-
men. Die Demonstration ist eines
der ältesten Ausdrucksmittel des
Unwillens und des Protestes sowie
der Interessenwahrnehmung durch
die Volksmassen gegen die sie Be-
herrschenden. Wie. oft in der Ge-
schichte wurden aber auch Demon-
strationen,,,Zusammenrottungen",
wie das die unterdrückende Obrig-
keit nannae, zusammengeschlagen,
..aufgelöst" mit Waffenge walt !

Zahllos sind die Beispiele aus den

Jahrhunderten, den Sklavenauf-
ständen, den Bauernkriegen, den
Erhebungen des Bürgertums gegen
den Adel, den revolutionären
Kämpfen des Proletariats gegen
das Kapital, die zeigen, daß die
Unterdrückten auch mit den
Kampfmitteln zu antworten bereit
waren, die die herrschenden Klas-
sen zuerst gegen sie angewandl hat-
ten.

L. Ka.pffor.en
sind konkret

Marx und Engels zogen aus der hi
storischen anärvr. päritir"t.i Äur-
cinandersetzungen den Schluß, daß
die Kampfformen von der jeweili-



gen konkreten Situation abhängen.
Sie lehrten die Arbeiterklasse und
die Arbeiterpartei, von dem jeweils
zweckmäßigsten Kampfmittel Ge-
brauch zu machen. In diesem Zu-
sammenhang be\ryerteten sie die
Teilnahme an Wahlen und Wahl-
kärnpfen. In vielen Arbeiten, vor al-
lem von Engels, wurden sowohl die
Geringschätzung von wahlen
durch die Arbeiterpartei als auch
parlamentarische lllusionen. die
bei manchen Leuten angesichts d€r
damaligen Wahlerfolge der Sozial-
demokratischen Partei entstanden
waren, zurückgewiesen. Marx und
Engels wiesen nach, daß die parla-
mentadsche Tätigkeit eine sehr
wichtige, aber nicht die einzige und
entscheidende Waffe in den Hän-
den der Arbeiterklasse ist.

Engels sah die Bedeutung des par-
lamentarischen Kampfes darin,
daß er der Arbeiterpartei die Mög-
lichkeit gibt, sich ihrer Kräfte zu
vergewissern, zu ermitteln. wie
stark ihr Einfluß unter den Volks-
massen ist - gewiß ein nicht unbe-
deutender Faktor bei der Feststel-
lung des inneren KJäfteverhältnis-
ses zwischen den Klassen und den
handelnden Parteien und Perso-
nen.
Aber mehr noch: Als die Sozialde-
mokratie beim ersten Wahlgang der
Reichstagswahlen des Jahres 1890
einen bedeutenden Erfolg erzielte
(mehr als 1,4 Millionen Stimmen
und 35 Sitze im Reichstag), schrieb
Engels in einem Artikel unter der
Uberschrift ,,Die deutschen Wah-
len 1890":

,,ln dem Verhältnis der Parteien in
Deutschland vollzieht diese Wahl
eine vollständige Revolution. Sie
wird, darf man sagen, eine neue
Epoche in der Geschichte dieses
Landes einleiten. Sie markien den
Anfang vom Ende der Periode Bis-
marck." (In Marx/Engels, Werke,

. 8d.22, S.4)

In der Tat wurde Bismarck, der da.
malige Reichskanzler, kurze Zeit
nach diesen Wahlen zum Rückt tt
gezwungen. Das Sozialistengesetz,
mit dem die Sozialdemokraten l2
Jahre lang in die lllegalität ge-
drängt worden waren, mußte nach
diesen Wahlen aulgehoben wer-
den.

Marx und Engels sahen schließlich
in der Teilnahme an den Wahlen
und an den parlamentarischen Ar-
beiten zugleich die Möglichkeit,
das Parlament als Tribüne zur Mo-
bilisierung der Arbeiterklasse. zur
Cewinnung der werktätigen Mas-
sen. zum Ansporn außerparlamen-
tarischer Aktivitäten zu nutzen.

2. wa. irt
Parlamentarismus?

Aus diesen wenigen Hinweisen auf
Marx und Engels wird eines deut-
lich: Die Marxisten differenzierten
klar zwischen bürgerlichem Parla-
mentarismus und proletarischem,
demokratischem und sozialisti-
schem Parlamentarismus.

Lenin zitierte Marx: ,,Statt einmal
in drei oder sechs Jahren zu ent-
scheiden. welches Mitglied der
herschenden Klasse das Volk im
Parlament ver- und zenreten soll.
sollte das allgemeine Stimmrecht
dem ... Volk dienen." Und Lenin
formuliene aus diesem Satz die
Quintessenz; ,,Einmal in mehreren
Jahren zu entscheiden, welches
Mitglied der herrschenden Klasse
das Volk im Parlamenl niederhal-
ten und zenreten soll, das ist das
wirkliche Wesen des bürgerlichen
Parlamentarismus." Die demokra-
tische und sozialistische Alternati-
ve dazu sei jedoch ..nicht in der
Aufhebung der Venretungskörper-

Abhängig von
der konkreten
Situation

,,Diese Wahl ist
eine Revolution"



Umwandlung
der

Schwatzbuden

Verquickung von
Kapital und

Politik

schaften und der Wählbarkeir zu
suchen, sondern in der Umwand-
lung der Vertretungskörperschaften
aus Schwatzbuden in .arbeitende'
Körperschaften."

Und unter solchen arbeitenden
Venretungskörperschaften, solchen
demokratischen bzw. sozialisti-
schen Parlamenten verstand Lenin
.. K örperscha ften. in denen die Frei-
heit des Uneils und der Beratung
nicht in Betrug ausanet, denn die
Parlamentarierer müssen selbst ar-
beiten, selbst ihre Gesetze ausfüh-
ren, selbst kontrollieren, was bei
der Durchführung herauskommt,
selbst unmittelbar vor ihren Wäh-
lern die Verantwortung tragen".
(Lenin, Werke, Band 25, S.

434-437)

3. oi" tiefe Kluft

Die eigene Anschauung und Erfah-
rung haben inzwischen auch in un-
serem Lande viele Millionen Men-
schen erkennen lassen. was es mit

dem bürgerlichen Parlamentaris-
mus heute auf sich hat. Die Flick-
Affäre, die ans Tageslicht gekom-
mene direkte und indirekte Beste-
chung von Abgeordneten und Mi-
nistern, die Dienstbarmachung
ganzer Regierungen; die Einfluß-
nahme des Großkapitals auf Parla-
mentsentscheidungen entweder
durch direkt in die Parlamente ent-
sandte Vertreter oder durch soge-
nannte Berater, die im Auftrag des
Kapitals Gesetze, Verfügungen, etc.
ausarbeiten, all das empört die
Menschen. Eine immer größere
Zahl von Wählern ist unzufriedsn,
weil die Parteien des Kapitals nicht
halten, was sie versprechen.

Statt weniger Waffen, wie von der
Kohl-Regierung versprochen, ste-
hen heute in der Bundesrepublik
mehr und gefährlichere Waffen,
z. B. die US-Atomraketen: statt den
Frieden sicherer zu machen. wie
versprochen, macht man ihn immer
unsicherer, nichr zuletzt durch die
Beteiligung an Reagans Weltraum-
kriegsplänen. Srart die Arbe il.losig-
keil zu überwinden, sind die Ar-
beitslosenzahlen höher als vor vier
Jahren. Statt die Demokratie zu
wahren, ist das Streikrecht der Ce-
werkschaften ausgehöhlt worden.

Die Ursachen für diese negative
Entwicklung sieht die DKP in der
Verquickung von Großkapital und
Politik. Diese Verquickung hat da-
zu gefühn. daß eine tiefe Kluft zwi-
schen Verfassungsrechten und Ver-
lassungswirklichkeit enrstanden ist.
Diese Verquickung hat auch das
parlamentarische Wirken unlergra-
ben. ,,Sie begünstigt," so wurde auf
dem 8. Paneitag der DKP formu-
liert. ..die Deformierung des Parla-
mentarismus bis hin zu einem Sy-
slem der autoritären Bevormun-
dung der Bürger und der Mißach-
tung des Bürgerwillend. Das alles
rechtfertigt es zu erklären: Wenn
Regierung und Parlamentsmehrheit

4 ZumNachdenken

,,Der Sozialismus bedeutet nicht weniger,
sondern mehr Demokratie fi)r das Volk. Je-
de bürgerliche Demokratie - wie groJJ auch
immer die politischen Einwirkungsmöglich-
keiten und Freiheiten des Volkes sein mö-
gen - beruht auf der ökonomischen Macht
der Kapitalistenklasse. Sie ist in jedem Fall
eine Form der politischen Herrschaft des
Kapitals, der Herrschaft einer kleinen Min-
derheit über die Mehrheit."

(Programm der DKP, S. 6l)



oder die Regierung unter Umge-
hung des Parlaments den Mehr-
heitswillen des Volkes mißachten,
dann muß der außerparlamentari-
sche Kampl verstärkt werdön, dann
ist eine demokratische Erneuerung
der parlamentarischen Ordnung
notwendig."

4.ru,
demokratische

Erneuerung

Im Bericht des Parteivorstandes an
den 8. Paneitag wird festgestellt:
,,Die Klul't zwischen dcn Grund-
rechten der Verfassung und der
Ve rfassu ngswirklich Leit muß über-
wunden werden. Die Allmacht der
Monopole mulJ zurückgedrängt
rverden. Die Deformierung des Par-
lamentarismus und autoritäre Be-
vormundung der Bürger muß auf
hören. Was wir brauchen. ist die
Veneidigung und den Schutz der
Grundrechte, ist eine Emeuerung
der parlam sn ta risch-demo kra-
tischen Ordnung zugunsten der
stärkeren Beachtung des demokra-
tischen Bürgerwillens, zugunsten
von mehr direkter Demokratie...
Wir brauchen die Slärkung des En-
gagements und der Rechte der Bür-
ger und ihrer Organisationen. De-
mokratisches Handeln, der Ce-
brauch demokrarischer Rechte dür-
fen nicht behinden, sondern müs-
sen geförden werden. Mitbestim-
mungsrechte sind nichr einzu-
schränken, sondern zu erhalten
und auszubauen. Das System der
Anhörung der Bürger vor wichtigen
Parlamentsentscheidungen sollte
erweitert werden. Es muß nach
Mineln und Wegen gesucht wer-
den. wie dazu beigetragen werden
kann, daß die Meinung der Bürger
nicht nur angehört, sondsrn auch
stärker beachtet werden muß. Von

der in einzelnen Länderverfassun
gen vorgesehenen Möglichkeit, zu
wichtigen Fragen Volksentscheide
durchzuführen, muß mehr Ce-
brauch gemacht werden." (Bericht
des Pafteivorstandes der DKP an
den 8. Parteitag, S. 45/46)

ln diesem Zusammenhang wendet
sich die DKP gegen die 5-Prozent-
Klausel, die den Einzug neuer
Kräfte und politischer Minderhei-
ten in die Parlamente erschweren
und verhindern soll. Die DKP ver-
langt eine Demokratisierung der
Wahl- und Parteiengesetze mit dem
Ziel. daß auch außerparlamentari-
sche demokratische Kräfte mehr
Möglichkeiten erhalten, sich an der
parlamentarischen Meinungsbil-
dung zu beteiligen.
Diese Positionen der DKP sind
Teil ihrer Orientierung auf eine
wende zu demokratischem und so-
zialem Fortschritt. Natürlich ist das
eine Kampfposition. Die Kommu.
nisten gehen davon aus, ,.daß es

möglich ist. im Falle der Entwick-
lung einer breiten und tiefwirken-
den Massenhewegung das parla-
mentarische System. so. wie es heu-
te ist, nichl unwesentlich zu verän-
dern. Wenn im Zusammenhang mit
dem Kampf um andere antimono-

polistische Ziele.. . die allgemei-
nen gesellschaftlichen Bedingun-
gen des Wirkens auch des Parla-
ments geändert werden, erlangt der
parlamentarische Kampf selbst
auch eine andere Bedeutung."
(Willi Gerns./ Robert Steigerwald,
Antimonopolistischer Kampf heu-
te, VMB, S. 144)

Erneuerung ist
notwendig

Neue Bedeutung
des parlgmenta-
ischen Kampfes

Zum Nachdenken

Die DKP ,,verteidigt die
verankerten persönlichen
der Bürger".
(Programm der DKP, S. 52)
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Wahlbündnisse sind Bestandteil kommunistischer
Bündnispolitik. Die Kommunisten streben

t Wahlbündnisse nicht deshalb an, um Augen-
J btickser1blge zu erzielen. ll ahlbündnisse 

'wie

und
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terklasse, der anderen wetktätigen Schichten und
aller von der Herrschaft des Monopolkapitals Be-
troffenen zu sammeln, zusammenzufi)hren und zu

Wa hlb ünd nisse i:; ; #' t{;1;.
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zu lassen, die Erfulg Jür alle demokratischen Krcifte verspricht.



Wahlbündnisse zu schaffen ist eine
der kompliziertesten Seiten der
kommunistischen Bündnispolitik.
In der Regel treten zu Wahlen kon-
kurrierende Paneien an. Ungeach-
tet sonstiger Verschiedenheiten hat
natürlich jede sich zur Wahl stel-
lende Panei oder Cruppierung zu-
nächst das lnteresse, möglichst vie-
le Wählerstimmen lür sich und die
eigenen politischen Vorstellungen
zu gewinnen. ln einem Wahlbünd-
nis müssen logischerweise Kom-
promisse eingegangen werden.
Man muß sich beispielsweise die
Kandidatenplätze teilen; man kann
das eigene Programm nicht in vol-
lem Umfang präsentieren, man
muß don Abstriche machen, wo
Bündnispartner anderer Meinung
sind. [n der Regel taucht in Wahl-
bündnissen auch nicht der eigene
Paneinarte auf. sondern es muß ei-
ne neue gemeinsame Bezeichnung
für alle am Bündnis beteiligten
Kräfte gefunden werden.

o Aktuelle
Inhalte

Wahlbündnisse erfordern deshalb
politische Reife aller Partnerinnen
und Panner. Sie verlangen vor al-
lem Einsicht und Durchblick be-
züglich der inhaltlichen Erforder-
nisse eines Wahlbündnisses. Diese
inhaltlichen Möglichkeiten formu-
liene die DKP schon anfangs der
achtziger Jahre für die Bundesrepu-
blik wie folgt;

.,wir könnten uns beispielsweise
ein aktu€lles Wahlprogramm vor-
stellen, das ohne Wenn und Aber
gegen die Stationierung neuer US-
amerikanischer Atomraketen, für
Verhandlungen über die Reduzie-
rung von Kernwaffen in Ost und

West, die Abwehr von Sozialde
montage und Erweiterung sozialer
Rechte. die Brechung des Allein-
vertretungsanspruches der Bonner
Parteien, die Durchsetzung von
mehr direkter De mokratie, die
Achtung des Bürgerwillens in allen
wichtigen Angelegenheiten. -. Srel-
lung bezieht." (Aus dem Bericht
von Herben Mies an den 6. Panei-
tag der DKP, Hannover 1981. Pro-
tokoll, S. 88)

Zum Nachdenken

Komplizierte
Aufgabe

Nur zwei Punkte sah und sieht die
DKP. die ihr eine Beteiligung an ei-
nem Bündnis, auch an einem Wahl-
bündnis, verwehnen:
das wäre zum einen der Fall. wenn
in einem Bündnis-Wahlprogramm
antikommunistische Positionen for-
muliert würdenl
und zum anderen, wenn mit einem
solchen Programm die Kommuni-
slen veranlaßt werden sollten, Posi-
tionen zu unterschreiben, die sich
offensichtlich gegen die Interessen
der Arbeiterklasse richten.

Das machen
Kommunisten
nicht mit

t\
,,Bürger Marx ist ebenfalls der Mei-
nung . . . man müsse die Sache nun einmal
nehmen wie sie sei. Da es nun wichtig sei,
dem jelzigen absoluten System eine mög-
lichst starke Opposition zu machen, erfor-
dere es schon der gesunde Menschenver-
stand, wenn man einsähe, seine eigene
prinzipielle Meinung nicht bei den Wahlen
durchsetzen zu kön en, dafi man sich mit
einer andern Partei, die ebenfalls Opposi-
tion macht, vereinige, um nicht unseren ge-
meinschaftlichen Feind. . - siegen zu las-
sen!"

(Aus der Komiteesitzung des Arbeitervereins vom 15.

Januar 1849, in Marx/Engels, Werke, Bd. 6, S. 579)

ll
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U mgekehn könnten wir Kommuni-
sten anderen zum Sozialismus ten-
dierenden Kräften nicht vorschrei-
ben, welche Vorstellungen sie von
einer sozialistischen Gesellschafr
haben sollen. Und Kommunisten
könnten auch grün-alternativ orien-
lienen Pannem nicht zur Bedin-
gung für ein Bündnis machen, sie
sollten zuvor ihre Meinung zur
Kernenergie über Bord werfen
oder ihren basisdemokratischen
Auffassungen abschwören.

2. Marxistische

Prinzipien

Cerade bei Wahlbündnisscn lassen
sich Kommunisten von zwei grund-
sätzlichen Bündnisüberlegungen
leiten, die so alt sind wie der Mar-
xismus. Der eine Bündnisgrundsatz
postuliert die gleichberechtigte
Partnerschaft. Vor mehr als 100
Jahren sagte Friedrich Engels zu
den unterschiedlichen demokra-
tischen Strömungen: ..Jedes Bünd-
nis, das die Gleichheit (der Partner)
nicht als seine Crundlage anerken-
nen würde, wäre selbst antidemo-
kratisch." (In Marx/Engels, Werke,
Bd. 4, S. 436)

Engels formulierte diese Worte vor
dem Hintergrund des Kommunisti-
schen Manifestes, in dem die Be-
gründer des wissenschaftlichen So-
zialismus auch die Crundlagen der
kommunistischen Bündnispolitik
legten, indem sie programmatisch
forderten: ,,Die Kommunisten un-
terstützen überall jede revolutionä-
re (demokratische; Bewegung ge-
gen die bestehenden gesellschaftli-
chen und politischen Zustände."
Und: ,,Die Kommunisten arbeiten
überall an der Verbindung und der
Verständigung der demokratischen



Parteien aller Länder." (ln Marx./
Engels, Werke, Bd. 4, S.493)

Cleichberechtigte Partnerschalt
heißt zugleich iede Ahsage an offe-
ncn oder verdeclten Führungsan-
spruch. Qualitäten oder Verdienste
eines jeden Partners sind allein an
den Initiativen und Aktivitäten zu
messen, die für das gemeinsame
Bündnisziel entfaltet werden.
..Verständigung der demokra-
tischen Parteien", wie sie von den
\4ürxislen verstanden u ird. ver-
langr also die Respekticrung der
politischen Mot ive. der Weltan-
§chauung und der organisatori-
schen Selbständig[eit der Panner.
Wir Kommunisten sind dazu be-
reit. Wir wissen. daß dies anderen
politi'chen K räftcn gegenüber der
Deutschen Kommunistischen Par-
tei nicht gerade leichtfällt. Die
DKP i* deshalb auch zu einer Ver-
fahrensweise in Bündnissen bereit,
die. bei Wahrung der Eigenständig-
Leit aller l)artner,..das Recht ein-
schließt. sich zwar nicht im Namen
der Bündnisse, wohl aber im \a-
men der jeweiligen Organisation
oder Bewegurrg auch zu Fragen zu
äußern, in denen die Positionerr der

Bündnispanner nicht übereinstim-
men.' (Aus dem Bericht von Her-
bert Mies an den o. Parteitag der
DKP, Hannover 1981, Protokoll, S.

89)

3. nirtorische
und internationale

Erfahrungen

Komm unisten verfügen über viel-
fältige Erfahrungen der Bündnis-
und Wa hlbündnispolitik. Das sind
nicht zulelzt historische und inter-
nationale Erfahrungen. lm Kampf
gegen Faschismus und Krieg ergrif-
fen die Kommunisten weltweit die
Initiative, um in der Gestalt der
Volksfront alle demokratischen
Kräfte zusammenzuschlieljen. Der
7. Wehkongre ß der Kommunisti-
schen Internationale gab im Jahre
lql5 das Signal für die Bildung
breiter antifaschistischer Bündnis-
se. die sich zur Hauptaufgabe slell-
ten, alles zu tun, um den Frieden zu
erhalten.

Gefragt das gute
Beispiel

t3
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Die Kommunistische Partei
Deutschlands, von den Faschisten
brutal verfolgt, erklärte auf ihrer
Brüsseler Konferenz 1935: ,,Wir
Kommunisten sind für die breiteste
Volksfront. Gemeinsam mit der So-
zialdemokratischen Partei, mit der
Zentrumspartei, den Demokraten
und mit allen Organisationen des
werktätigen Volkes muß die Volks-
front gegen Hitler, gegen die fa-
schistische Diktatur, iür deren
Sturz geschaffen werden. Alle
Menschen und Gruppen, die die-
sen Kampf wollen, müssen in die-
ser Front vereinigt werden." (ln
,,KPD 1935', Verlag Marxistische
Blätter, S. 610)
ln Chile kämpfen heute die Kom-
munisten im Bündnis mit allen an-
deren demokratischen Kräften für
die Überwindung der Pinocher-
Diktatur. In zahlreichen lateiname-
rikanischen Ländern wirken die
Kommunisten heute in Bündnissen
für die Befreiung ihrer Länder von
imperialistischer Unterdrückung.

ln Portugal siegte die ,,Revolution
der Nelken" über die Salazar-Dik-
tatur, weil die demokratischen
Kräfte unter maßgeblicher Beteili-
gung der Kommunisten zusammen-
wirkten. Bei Wahlen entwickeln die
portugiesischen Kommunisten eine
sehr erfolgreiche Wahlbündnispoli-
tik. In jüngster Zeit verhinderten
sie den Machtantritt eines konterre-
volutionären Staatspräsidenten. in-
dem sie trotz tiefgehender Mei-
nungsverschiedenheiten gegenüber
dem Kandidaten der Sozialisti-
schen Panei, Nlario Soares. zu des-
sen Wahl aufriefen.

In Spanien entwickelte sich trotz
der Spaltung der Kommunistischen
Partei ein linkes Wahlbündnis, um
die Entfaltung der fortschrittlichen
Kräfte zu fördern. Es schlossen
sich zu diesem Bündnis die Kom-
munistische Partei Spaniens, die
Kommunistische Partei der Völker

Chile

Portugal

Spanien

l5
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Spaniens und zahlreiche demokra-
tische Persönlichkeiten zusammen,

die keiner Partei angehören.

Ceschichte und Gegenwan bewei-
sen: demokrarische Zusammenar-
beil bei wahlen und im parlamen-
tarischen Bereich sind nicht nur
denkbar, sondern auch machbar.

4. grt^nrungen

der DKP

Dabei spielen die konkreten Bedin-
gungen der jeweiligen politischen
Situation eine große Rolle. Sie be-
stimmen die unterschiedlichen For-
men der Zusammenarbeit in Bünd-
nissen und Wahlbündnissen. Die
Kommunisten haben in den letzten
Jahren einen nicht unwesentlichen
Beitrag zur Entwicklung der Frie-
densbewegung. der Frauenbewe-
gung. der demokratischen Bewe-
gungen gegen Neonazis und Be-
rufsverbote geleistet. Sie haben ihre
Bündnisfähigkeit unter Beweis ge-
stellt. Sie haben gezeigt, daß sie
ebenso wie in den außerparlamen-
tarischen Bündnissen auch in
wahlbündnissen aufrichtige und
aktive Panner sind. Sie wirken heu-
te in der FRIEDENSLISTE, jenem
Wahlbündnis, das Christen, Links-
liberale, Demokratische Sozialisten
und Unabhängige mit den Mitglie-
dern der DKP vereinl, um im Bun-
destagswahlkampf 1987 die Siche-
rung des Friedens zur alles überra-
genden Frage für die wahlentschei-
dung zu machen.

Die Kommunisten sind auch bereit
und fähig, weitere Formen einer
konstruktiven Zusammenarbeit bei
Wahlen und im Parlament zu prak-
tiziere n. Die FRIEDENSLISTE ist
beispielsweise ein Personenbünd-

nis unter Einschluß von Kommunr-
stinnen und Kommunisten. Wenh
die Bedingungen dafür gegeben
sind, ist die DKP auch für ein Or-
ganisationsbündnis, also das Bünd-
nis vcin Parteien, Organisationen,
Gruppen etc. Die Kommunisten
waren und sind bereit, auch auf
den Listen anderer demokratischer
Paneien zu kandidieren. Sie haben
ihre Bereitschaft bekundet - und
bei regionalen Wahlen auch ent-
sprechend gehandelt -. demokra-
tische Wahlbe werber auf DKP-Li-
sten kandidieren zu lassen. Eine
andere Form kommunistischer
Wahlbündnispolitik kann darin be-
stehen. eigene Kandidaten zurück-
zuziehen, um im Gesamtinteresse
der demokratischen Bewegung an-
deren Kandidaten zur Wahl ins
Parlament zu verhelfen. Bei eigener
Kandidatur waren und sind die
Kommunisten immer bereit, in
Wahlkämpfen gemeinsam oder
parallel mit konkurierenden de-
mokratischen Paneien solche Akti-
vitäten zu entfalten, die die Rechts-
kräfte zurückzudrängen vermögen.

ln den Thesen zum 8. Parteitag der
DKP wird festgestellt:

,,Wahlbündnisse sind um so erfolg-
versprechender, je breiter sie sind,
je mehr sie in außerparlamentari-
schen Bewegungen wurzeln und
deren Anliegen unterstützen.
Hauptanliegen demokratischer
Wahlbündnisse, vor allem auf na-
tionaler Ebene, ist das Ringen um
die Erhaltung des Friedens. Demo-
kratische Wahlbündnisse sollten
zugleich Grundfragen des Kampfes
für das Recht auf Arbeit, für sozia-
le Sicherheit und Gleichberechti-
gung, für Umweltschutz und für de-
mokratische Freiheiten einschlie-
ßen. Wir meinen, daß demokra-
tische Wahlbündnisse um so erfolg-
reicher sein werden, je stärker ihre
Forderungen in der Arbeiterklasse
Zustimmung finden." (These 36)



Die Formen des Herangehens der Kommunisten an die Bundestags-
wahl 1987 sind aus der konkreten Analyse der gegenwärtigen Situation

o Die Situation'{i!#}?!i'f;n:-*
Yor der Bundestagswahl'87
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Auf der einen Seite die Rechtskräf-
te, verkörpert in der Rechtskoali-
tion in Bonn. Hinter dieser Regie-
rung stehen die Kräfte des Mono-
polkapitals, die sich mir Sozialab-
bau, Demokratie-Einschränkung
und engster Bindung an Reagans
Rüstungsstrategien die Sicherung
und Ausdehnung auch des eigenen
Einflusses, der Profitmaximierung
zu ihren Gunsten versprechen.
Auf der anderen Seite ist die Oppo-
sition gegen die Rechtskoalition
und gegen das ,,geflickte" System
angewachsen. Das Kräftepotential
für eine andere Politik ist vorhan-
den. Es kann zur bestimmender
Kraft in unserem Lande werden,
wenn das sich verändernde Kräfte-
verhältnis zielgerichtet zur Ablö-
sung der Rechtskoalition genutzt
wird.

l.roop"rieren,
nicht zersplittern

Zu dem sich verändernden Kräfte-
verhältnis gehön das stärker wer
dende Engagement der Arbeiter-
und Gew€rkschaftsbewegung nicht
nur in sozialen, sondern auch in
politischen und gesellschaftlichen
Fragen.

Dazu gehört das Anwachsen von
Initiativen und Akrivitäten der In-
tellektuellen unseres Landes, der
technischen Intelligenz, von immer
mehr Naturwisse nschaftlem, von
Künstlem und Kulturschaffenden.
Die Frauenbewegung hat so an
Kraft gewonnen, daß es heute
kaum noch einen Bereich, kaum
noch eine Partei, Organisation oder
Insritution gibt, die sich der Dis-
kussion um die Frauenrechte ent-
ziehen könnte.
Die Mehrzahl der Jugendlichen hat
sich von den Rechteh nicht be-
schwichtigen oder gar Yerführen
lassen. Die Aktionen der Jugend



für den Frieden, gegen das Bonner
Atomprogramm, für Lehrstellen,
gegen Völkerhaß und Rassismus.
gegen die Amerikanisierung der
Hochschulen richten sich gegen die
..geistig-moralische Wende" derer.
die selbst korrumpiert sind bis auf
die Knochen, und gegen jene, die
neonazistische Jugendbanden för-
dern.

Zu dem sich verändernden Kräfte-
verhältnis gehören die verbesserten
Möglichkeiten der Aktionseinheit
zwischen Sozialdemokraten und
Kommunisten. Auf dem 8. Partei-
tag der DKP stellte Herbert Mies,
Vorsitzender der DKP, fest:,,In
der wichtigsten aller Fragen, der
Frage nach dem Erhah des Frie-
dens. gibt es heure mehr Cemein-
samkeiten von Sozialdemokraten
und Kommunisten als je zuvor in
der Geschichte der Bundesrepu-
blik." (Bericht an den 8. Paneitag.
s.53)
Die Crünen tragen nicht unwesent-
lich zur Veränderung des Kräfte-
verhältnisses zugunsten des Frie-
dens, der Demokratie und eines
neuen Sicherheitsdenkens in bezug
auf globale Gefährdungen der
Menschheit bei. Manche von ihnen
treten für ein punktuelles Zusam-
menwirken mit der DKP in außer-
parlamentarischen Bewegungen,
vor allem in der Friedensbewe-
gung, in der Bewegung gegen die
Berufsverbote u. a. ein. Die Bereit-
schaft der Grünen zur Kooperation
mit der SPD ist gewachsen, hat sael-
lenweise zu parlamentarischen und
Regierungskoalitionen geführt.
Aber sowohl gegenüber der SPD
als auch der DKP und gewerk-
schaftlichen Positionen bauen
maßgebliche Kreise der Grünen
immer wieder Hindernisse auf, weil
sie die Erfüllung ökologischer Ma-
ximalforderungen zur Bedingung
für Bündnisse machen.

Diese Hakung der Grünen, verbun-

den mit ihrer Geringschätzung des
gemeinsamen Kampfes gegen
rechts, trägt nicht zur Potenzierung
der demokratischen Kraft bei.
Auch die Versuche bestimmter
Kräfte in der SPD, die Grünen aus
den Parlamenten zu verdrängen,
jegliche Formen der Kooperation
mit den Grünen zur Ablösung der
Rechtsregierung auszuschließen
und statt dessen Erwägungen über
eine Koalition mit der CDU und
mit der FDP anzustellen, schaden
der demokratischen Gesamlbewe-
gung.

2.oi" Chance
zur Ablösung

nutzen!
Die Analyse der Situation und der
Kräfte läßt uns Kommunisten zu
dem Schluß kommen, daß trotz
mancher Probleme eine reale
Chance erwachsen ist, mit der Bun-
destagswahl 1987 die Rechtskoali-
tion abzulösen. Die Kommunisten
haben deutlich gemacht, daß es bei
Berücksichtigung der gegenwärti-
gen Kräfteverhältnisse das beste
wäre. wenn es zu einer SPD-geführ-
ten Regierung käme. die in irgend-
einer Form mit den Grünen koope-
riene. Zurückhalrungen und Skep-
sis bei manchen Sozialdemokraten
und Crtinen halten die Kommuni-
sten für nicht gerechtfertigt. Die
DKP sagte auf ihrem 8. Parteitag:
,,Für die Kräfte, die für eine neue
Politik und eine andere Regierung
sind, kann es nicht darum gehen,
sich voneinander abzugrenzen, son-
dern es muß darum gehen, gemein-
sam und parallel den Hauptstoß
gegen die CDU/CSU zu führen.
Die Suche nach geeigneten Formen
der Zusammenarbeit der Kräfte
links von der CDU/CSU muß wei-
tergehen." (Berichr des Parteivor-
standes der DKP, S. 57)

Verrindertes
Krä,fteverhriltnis

Hemmnisse fi)r
Bündnisse
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Im Ergebnis des Aufschwungs auJJerparlamentarischer Bewegungen,
insbesondere der Friedensbewegung, hat sich bei den Europawahlen
von 1984 mit der FRIEDENSLISIE in Fttrm eines Personenbünd-

Die DKP und die T,:,1ÄtX?i'irif|i,k2Y'

Einschlufi von DKP-Mit-

FRIED ENS LISTE ;:I;:";:,Y;:i :; ;,*



In den Thesen des 8. Parteitages
der DKP wird die Bedeutung die-
ser Entwicklung erläuten: .. Die
Existenz eines solchen Wahlbünd-
nisses eröffnet denjenigen demo-
kratischen Kräften. die sich nicht
von der SPD und den Grünen ver-
treten sehen, die Chance, gemein-
sam am Ringen um parlamentari-
sche Positionen teilzuhaben. Ls
kann dazu beitragen, Druck auf die
etablierten Parteien auszuüben und
auch den außerparlamentarischen
Kampf zu bereichern. Eine poli-
tisch handlungsfähige und letztlich
auch regierungsfähige Mehrhe ir
links von der CDU.UCSU. durch
die die Rechtskoalition abgelöst
werden kann, und Fonschrirte bei
der Sicherung des Friedens und der
Durchsetzung sozialer Interessen
der arbeitenden Menschen in Cang
gebracht werden können, ist um so
eher möglich, je mehr alle Kräfte
des demokratischen und linken
Spektrums, einschließlich der
DKP, auch im parlamentarischen
Kampf präsent sind." (Thesen, S.

93)

Die Grünen lehnten nach Bekannt-
werden der Kandidatur der IRIE-
DENSLISTE deren Angebot zum
Zusamme nwirken ab. Wieder ge-
wannen bei maßgeblichen Spre-
chern der Crünen antikommuni\ti-
sche Vorbehalte die Oberhand, als
sie ihre Ablehnung damit begrün-
deten, daß die FR IEDE NSLISTE
der DKP bei gleich bleibender Pro-
grammatik einen ..neuen Mantel '
biete, mit dem sich ,,offensichtlich
besser Stimmen einfangen" lasse.

Die DK P braucht indes. wie wie-
derholt dargestellt, keinen neuen
Mantel für ihre Bündnispolitik. Es
geht ihr auch nicht um Stimmen-
fang. Es geht ihr bei der Unterstüt-
zung der FRIEDENSLISTE um
Inhalte. Das betonte Herbert Mies,
Vorsitzender der DKP, auf dem 8.
Paneitag in Hamhurg im Mai lq86:

,,Mit der FRIL.DENSLISI E irehr
ein Bündnis zur Wahl, das aus Tei-
len der Friedensbe\ egung hervor-
ging und die Friedensfrage zu einer
entscheidenden l-rage auch bei
Wahlen machen will . . . Mit der
FRIEDENSLISTE stellt sich eine
Kraft zur Wahl, die den Gedanken
der Einheit aller Kräfte links von
der CDU CSU konsequent rer-
Iritt . . . Vir der FRIEDTNSLISTE
steht ein Bündnis zur Wahl. in dem
neben Christen, Linksliberalen, De-
mokratischen Sozialisren und Un-
abhängigen auch Kommunisten
gleichberechtigt mitwirken. Jede
StiMMC für dic FRIEDFNSLISTE
ist eine Demonstrarion für die För-
derung des Prozesses der Verstän-
digung und Koopcration der dcmo.
kratischen Kräfte unseres Landes,
ist eine Stimme gegen Ausgren-
zung. ist eine Stimme gegen Zer-
splitterung der Oppositionskräfre.

Das
Personenbündnis

Die FRIEDENSLISTE wird durch
ihr Eingreifen in den Wahlkampf
das politische Klima zugunsten der
Ziele beeinflussen. für die auch dic
DKP im Wahlkampf einrritt: Der
Kampf für den Erhalr des l-ricdens.
der Kampf gegen Massenarbeitslo- Die DKP
sigkeit, gcgen den Abbau sozialer , brauchf keinen
und demokratischer Rechte kön-
ncn rm trunonrs wrrKungsvoller\er' t' neuen Monlel
treten werden." (Bericht des Partei- '
vorstandes der DKP an den 8. Par- |

teitag, S. 58) I

2l

Zum Nachdenken :)
,,Die verfassungsmäßigen Rechte der Parla-
mente müssen erhalten und ausgebaut wer-
den. . . . Der DKP geht es darum, den be-
herrschenden EinJluJJ des GrolSkapitals auf
Gesetzgebung und Verwaltung zu überwin-
den."
(Programm der DKP, S- 53)
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unterstützen

Die FRIEDENSLISTE hat in ih-
rem Beschluß zur Teilnahme an der
Bundeslagswahl 1987 folgende Fra-
gen genlnnt, die ,,eine Kandidatur
nicht rrur legitim. sondern zwin-
gend geboten" machen:

l. Frieden: Frieden ist nicht alles.
aber ohne Frieden ist alles andere
nichts.
2. Die FRIEDENSLISTE will den
Brückenschlag zwischen Friedens-
und Arbeiterbewegung. Nur so
können mit ..Abrüstung" Voraus-
setzungen für die Lösung der drän-
gendsten Probleme geschaffen wer-
den. nur so ist der Frieden zu si-
chern.
3. Die FRIEDENSLISTE ist auch
ein Wahlbündnisl Sie rückl ge-
meinsames Handeln in den Mittel-
punkt, sie will es auch in die Parla-
mente tragen. Die FRIEDENSLI-
STE will die Erneuerung dcr Zu-
sammenarbeit von Friedcns- und
Ökologiebewegung, sie will das ge-
meinsame Handeln von Arbeiter-
und Friedensbewegung.
4. Die FRIEDENSLISTE geht vom
Vorrang der außerparlamentari-
schen Bewegung gegenüber den
Parteiinteressen aus.
5. Die FRIEDENSLISTE tritt ein
für die Zusammenführung der
Kräfte links von der Rechtsregie-
rung; für eine neue Politik, gegen
einen SPD-Kurs der Verdrängung
der Grünen, den Mut zur Koopera-
tion mit der grünen Partei; für den
Mut der Grünen, gegenüber und
mit der SPD eine neue Politik
durchzusetzen.
6. Die FRI EDENSLISTE wird ih-
ren Wahlkampf vor allem gegen
die Rechtskräfte richreq, anders als
SPD und Grüne, die - aus unter-
schiedlichen Gründen - der für ei-
nen Wahlerfolg der dernokra-
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tischen Opposition nötigen Kon
frontation mit der Rechtsregierung
eher ausweichen.
7. Die FRIEDENSLISTE als par-
teiübergreifendes Personenbündnis
ist die einzige kandidierende Kraft,
die ohne Abslriche der Staatsdok-
trin des Antikommunism us entge-
gentritt. gegen Feindbilder. mit de-

nen Aufrüstung und Krieg immer
rieder gerechtfenigt werden. (Sie-

he UZ, 1.7.86)

2. ,r" neuartige
Kandidatur

Die DKP stimmt mit diesen Frage-
stellungen vollauf überein, wie sie
ebenso die neuartige Kandidatur
der FRIEDENSLISTE mit allen
Kräften unterstützt.
Die FRIEDENSLISTE kandidiert
bekanntlich bundesweit mit Direkt-
kandidatinnen./kandidaten, iedoch
ohne Landeslisten.
Da die Wählerinnen und Wähler zu
den Bundestagswahlen über zwei
Wahlstimmen verfügen, a) über die
Stimme für die Wahlkreiskandida-
ten, b) über die Stimme für die
Landeslisten der Parteien, orien-
tiefl die FRIEDENSLISTE darauf,

daß die Wahlberechrigte n ihre Erst-
stimme den Wahlkreiskandidaten
der FRIEDENSLISTE geben und
die Zweitstimme für eine Ablösung
der Kohl-Regierung einsetzen.

Mit der Abgabe der Erststimme ftir
die FRIEDENSLISTE können al-
le, die ein Zeichen für eine konse-
quente Friedenspolitik setzen wol-
len, dies demonstrativ tun, vor al-
lem auch solche Leute, die in vie-
len Fragen nicht mit SPD oder
Grünen übereinstimmen.

..Mit der Zweitstimme", so erläu-
tene die slellvenretende Vorsitzen-

de der DKP, Ellen Weber, ,,die
Stimme. die über die paneipoliti-
sche Zusammensetzung des neuen
Bundestags entscheidet, wird SPD
oder grün gewählt. Diese Padeien
können die Wende-Politike r ablö-
sen. Sie müssen für eine deutliche
Mehrheit kämpfen. Diese Mehrheit
ist möglich, wenn beide Parteien
nicht gegeneinander. sondern ge-
gen die CDU/CSU und FDP
kämpfen."

Und Ellen Weber fügte hinzu: ..Ei-
ne neue Mehrheit links von der
CDU/CSU ist freilich noch keine
neue Politik. Aber sie ist dafür eine
wichtige Voraussetzung. . . Für aile
demokratischen und linken Kräfte
- insofern auch für die DKP wäre
das zunächst parlamentarische En-
de der Wende der Ausgangspunkt
für bessere Kampfbedingungen. Es
wäre ein Fonschritt für die Ak-
tionseinhei[s- und Bündnispolitik.
Es wäre ein deutliches Bekenntnis.
dem Hauptanliegen der DKP: Al-
les für den Frieden. alles für die so-
ziale Sicherheit der Bevölkerung zu
unternehmen, zum Durchbruch zu
verhelfen. Die Ablösung der
Rechtskoalition wäre ein großer
Cewinn für alle i lSiehe UZ.
4. 7. 86)

3. n..i
Bestandteile

kommunistischen
Wahlkampfes

Die Kommunisl.en sehen ihre Auf-
gabe in diesem Wahlkampf zur
Bundestags\ryahl'87 darin, einen
aktionsbezogenen. direkten Wahl-
kampf für die FRI EDENSLISTE
zu führen. Die Kommunisten brin-
gen ihre eigenen Beiträge in den
Wahlkampf der FRI EDENSLISTE



ein. Die DKP ist gefordert, gleich-
zeitig ihr Profil als Arbeiterparter
weite rzuent w ickeln, sich weiter po-
litisch. ideologisch und organisato-
risch zu stärken.

Die DKP stellt mit dem Auftreten
ihrer Mitglieder in den realen ge-

sellschaftlichen Bewegungen und
als pannerschaftliche Kandidatin-
nen und Kandidaten der FRIE-
DTNSLISTE die Verbindung her
zwischen der außerparlamentari-
schen und der Wahlbewegung. Vor
allem wirkt sie darauf hin, die
Kräfte im außerparlamentarischen
Raum weiter zu sammeln, damit
Wahlkämpfe überhaupt trfolg ha-
ben können für alle demokra-
tischen und linken Kräfte.
Nicht zuletzt wird die DKP im
Wahlkampf ihr Bemühen um die

Aktionseinheit fortsetzen, weil dies
die Grundlage für erfolgreiche
Bündnisbestrebungen auch nach
dem Wahltag sein wird.

In diesem Sinne hat die 2. Partei-
vorstandstagung der DKP im Juni
lq86 die drei Bestandteile des kom-
munistischen Wahlkampfbeitrages
zusammengefaßt:
.,Erstens wirken Kommunisten
gleichberechtigt mit anderen Kräf-
ren aktiv in der FRIFDI-NSI l-
STE:
7$eitens unterstützt die DKP als
Partei in allen 248 Wahlkreisen den
Wahlkampf der FRIEDL. NSLI-
STE;
drittens wird die DKP mit eigen-
ständigen Beiträgen ihr Profil als
Arbeiterpartei entwickeln."
(Siehe U2,2.7.86)

Ulli St4ng,
Fraktionsvor-
sitzender der DKP
in der Marburger
Stadtverordneten-
versammlung
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Zum Einstieg
und zur

inhaltlichen
Vorbereitung

in den
Bundestags

wahlkampf hat
die Friedensliste

eine Reihe von
Malerialien

herausgegeben.

Bestellt
werden kann das
Material bei der

FRIEDENSLISTE,
Baumschulallee 2a,

5300 Bonn 1.

Telefon
(0228) 63 43 44.

G;;'-Kö;äe,te
Last der Rüstung
Sachverständige aus

Politik und Wissenschaft
analysieren den

Rüstungshaushalt und
zeigen die neuen Trends
auf 60 Seiten. 4,- DM.

PATRIOT
ein kleines SDI

Broschüre von Wolfgang
Bartels über die
Bedeutung der

PATRIOT-Raketen.
5 084 sollen in der

Bundesrepublik
stationiert werden und als

Raketenabwehr
Verwendung finden. Ein

,,kleines SDI" in
Westeuropa. 3,- DM.

I 000 000 000 sind
kein Pappenstiel

Eine Analyse von
Eberhard Dähne über die

Ausgaben für Rüstung
und Militär am Beispiel
des Bundeslandes NRW.

8,50 DM.

Stützpunkte
für den Krieg

Broschüre zur
kommunalen

Friedensarbeit. Sie bietet
Anregungen und Hilfen

für alle, die in der
Friedensarbeit die

kommunalen Aspekte und
Ansatzpunkte

berücksichtigen wollen.
Von Klaus Mannhardt.

4.- DM.

Militärland
Bundesrepublik

Atomare, chemische und
konventionelle Waffen in

der Bundesrepublik;
Notkrankenhäuser,

Autobahnlandeplätze
usw. 5,- DM.

Eine Dokumentation des
SDI-Vertrages zwischen
Bonn und Washington
und der vertraulichen

Briefe zu diesem Thema
zwischen R. Perle (stellv.
US-Kriegsminister) und

Lorenz Schomerus
(Wirtschaftsministerium).

Kostenlos.



L.xikon
In ihnen wirken Menschen für politische, soziale, kommunale u. a.

Forderungen, die von den etablierten Parteien in den Parlamenten nicht
oder nur ungenügend vertreten werden. Die außerparlamentarischen

Bewegungen entstanden, nachdern in der ersten Bonner Herrschaftszeit
der CDU/CSU deutlich geworden war, daß vor allem in den Fragen

Frieden und Demokratie Grundinteressen des Volkes mißachtet wurden.
Es entstanden die Bewegungen gegen die Remilitarisierung, gegen die
Atombewaffnung der Bundeswehr, gegen die Notstandsgesetzgebung,

gegen die Vietnam-Aggression der USA, aber auch solche Bewegungen
wie für die Anerkennung der DDR, für die Aufhebung des

KPD-Verbots etc. Heute erfassen die Friedensbewegung, die
Frauenbewegung, die ökologische Bewegung u. a. viele Millionen

Menschen. Die überwiegende Mehrzaht von ihnen wendet sich nicht
gegen das Wirken in Parlamenten, sondern dafür, daß diese tatsächlich

Ausdruck des Volkswillens werden.

Sie waren Ausdruck des Klassenkampfes zwischen Bauemschaft und
Feudaladel, den Kaisern, Königen und Fürsten. Die Bauern traten

damals schon in Fronstreiks, indem sie unentgeltliche Dienstleistungen
und Abgaben an die Adelsherren verweigeften. Während des 14.,215.

Jahrhunderts kam es zu besonders vielen Bauemaufständen, darunter
zum Deutschen Bauernkrieg 1524 bis 1526. Er umfaßte bewaffnete

Aktionen vom Schwarzwald, dem Allgäu und Franken bis in die
Kurpfalz und Elsaß und nach Thüringen und Sachsen. Die Bauern
wehrten sich gegen die Wiedereinführung der Leibeigenschaft, sie

wollten freie Menschen sein. Sie wollten Mitspracherechte und eine
gerechte Rechtsprechung.

Repräsentative Demokratie und plebiszitäre Demokratie werden oft
entgegengestellt. Während erstere geprägt ist durch die Wahl von

,,Repräsentanten" der Wähler, also Abgeordneten, die das alleinige
Gesetzgebungsrecht haben, ist bei dem plebiszitären Typ von

Demokratie auch die Möglichkeit von Volksbegehren,
Volksabstimmungen und Volksentscheiden gegeben. Dennoch werden

unter der Majorität von Rechtskräften in beiden Demokratieformen
Volksrechte und -interess€n mißachtet. Deshalb fordern demokratische

Kräfte immer öfter demokratische Mitwirkung durch direkte
Einflußnahme auf Parlamentsentscheidungen. Vor der Stationierung der

Us-Atomraketen war eine starke Mehrheit der Bevölkerung der BRD
gegen die Stationierung. Die Friedensbewegung hatte diese

Mehrheitsmeinung zum Ausdruck gebracht. Hätte der Bundestag diese
direkte demokratische Entscheidung sich zu eigen gemacht, hätte eine

CDU/CSU/FDP-Parlamentsmehrheit nicht der Stationierung zustimmen
können.

Außerparla-
mentarische
Bewegungen

Bauernkriege

Direkte
Demokratie

27



Inhaltliches
1. Einleitung

2. Grundsätzliches
zu Wahlen

3. DKP und
Wahlbündnisse

2A

Seminarptan
Die Bundestagswahl '87 ist eine politische Aktion von besonderer
Bedeutung.
Wir klären die Frage: Warum hat die Bundestagswahl '87 eine
besondere Bedeutung?
Wie im Bildungsheft rvollen wir auch während des Bildungsabends
zur Beantwortung dieser Frage vor allem die Materialien des
8. Parteitages der DKP, an erster Stelle den Bericht des
Parteivorstandes. erstattet von Herbert Mies. zu Rate ziehen.
Bildungsabend oder das Bildungsseminar müssen unter dem Motto
stehen: Wie können wir ab sofon und während des unmittelbaren
Wahlkampfes die demokratischen Kräfte mobilisieren, um zu einer
Abiösung der Rechtskoalition zu geJangen?
Wie können wir gemeinsam mit anderen Kräften ein Wahlklima, ein
Wählerbewußtsein schaffen, das die Rechtskräfte in die Defensive
zwingt?
Zu Beginn der Behandlung des Themas werden diese Fragen
aufgeworfen. Natürlich können sie erst im Verlauf der gesamten
Diskussion beantwortet werden.

Wie stehen die Marxisten, die Kommunisten, der wissenschaftliche
Sozialismus überhaupt zu Wahlen?
Sind Wahlen nicht etwas Zweitrangiges? Sind Wahlen nicht von
vornherein Volksbetrug? Ist es überhaupt möglich, mittels
Parlamentswahlen Volksmeinung und Volkswillen zum Ausdruck zu
bringen? Andern Wahlen etwas?
Wir müssen klären: I)ie Bewegung der Volksmassen erfolgt in
unterschiedlichen Formen. Es hängt vom Kräfteverhältnis der
Klassen unter den jeweiligen Bedingungen ab, welche Form die beste
Kampfform ist. Die außerparlamentarischen Kampfformen sind die
häufigsten Formen, sowohl in Geschichte als auch in Gegenwart. Wir
benennen solche Kampfformen. Wir werfen dabei auch einen Blick
in die Ceschichte.

Die parlamentarischen Kampfformen können von größter Bedeutung
werden, wenn sich Volksmehrheiten durch bisherige parlamentarische
Mehrheiten nicht mehr repräsentiert fühlen; wenn Volksmehrheiten
unmittelbar erfahren, daß sich die Regierenden über Grundinteressen
hinwegsetzen; wenn Volksmehrheiten sich zusammenfinden, in
großen außerparlamentarischen Bewegungen entsprechenden Druck
ausüben und Altemativen zum Bestehenden entwickeln.
wichtig ist herauszuarbeiten : Kommunistische Bündnis- und
Wahlbündnispolitik strebt immer danach, die Volksmassen für die
wahrnehmung ihrer eigenen Interessen zu sammeln; strebt immer
danach, die demokratische Cesamtbewegung zu entlalten. Wir
benennen wichtige, im Heft genannten, Bündnisgrundsätze und
wenden sie auf die gegenwärtige Situation an.



Im Mittelpunkt dieses Abschnittes sollte die Frage stehen:
Was kann die FRIEDENSLISTE bewirken?

Die FRIEDENSLISTE ist die Beweisführung, daß es möglich ist,
unterschiedliche politische und weltanschauliche Kräfte, unter

Einschluß der Kommunisten, auch im parlamentarischen Bereich
wirksam werden zu lassen. Die FRIEDENSLISTE §tellt eine

unmittelbare Verbindung von außerparlamentarischer und
Wahlbewegung dar. Die FRIEDENSLISTE wirkt durch die

Einbeziehung der Kommunisten an der engeren Verbindung von
Arbeiterbewegung und Friedensbewegung. Die FRIEDENSLISTE

bringt in den Wahlkampf die Forderung nach Frieden und Abrüstung
als die alles überragende Forderung ein.

Man kann das Thema mit zwei Kurzvofträgen eröffnen,
Der erste Vortrag sollte sich mit der Einleitung des Heftes und mit

Abschnitt III beschäftigen. Beide Abschnitte erklären, warum wir
gerade dieses Thema behandeln. Denn nicht oft stellen wir ein
aktuelles Ereignis an den Anfang eines neuen Bildungsjahres.

Der zweite Vortrag hat demnach die Abschnitte I und II zum Inhalt.
Hier werden kommunistische Grundsätze zur Teilnahme von
Kommunisten an Wahlen und an Bündnissen erläutert. Zwei

Gedanken sollten im Mittelpunkt stehen:
a) Wahlkampf- und Parlamentsarbeit gehört zu den vielfältigen

Kampfformen;' 
b) Wahlbündnispolitik ist Teil kommunistischer Bündnispolitik.

Die Bündnispolitik der Kommunisten wird von vielen Seiten her
mißverstanden oder diskreditiert. Die offizielle

Regierungspropaganda sieht darin nur einmal mehr

,,Unterwanderungsversuche" oder -Mißbrauch" anderer Kräfte für
kommunistische Zwecke, Die Grünen behaupten, mit

Wahlbündnissen hänge sich die DKP einen neuen Mantel um, um
leichter Stimmen gewinnen zu können. Sozialdemokraten meinen,
warum Kommunisten nicht gleich SPD wähten würden, wenn sie

etwas fü die Gemeinsamkeit tun wollten. Es wäre gut, diese Fragen
aufzuwerfen und dann von allen Teilnehmern des Abends

beantworten zu lassen. Vielleicht laden wir Gäste und
Sympathisanten ein, die von sich solche oder ähnliche Auffassungen

haben. Das könnte nicht nur eine lebendige Diskussion werden,
sondern manchen dann auch zur richtigen Stimmabgabe führen.

Selten steht ein Thema so unmittelbar in der aktuellen Parteiarbeit
wie dieses. Ein Teil des Bildungsabends sollte der Diskussion und

Festlegung darüber vorbehalten sein, was konkret zu tun ist. Die
FRIEDENSLISTE und ihre Vorschläge bekanntzumachen hat über
den Wahltag hinaus Bedeutung für die Förderung der Bewegungen

für Frieden, Demokratie und Arbeit.
Zugleich muß die Gruppe aber auch überlegen, wie die DKP als

Partei in Erscheinung t tt, wie die DKP weiter gestärkt wird.

4. DKP und
Friedensliste

(Methodi-
sches)

1. Kurzvorträge

2. Kontroverse

3. Konkrete
Schlüsse ziehen
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August
3.-16.
17.-23.
24.-30.

September
7._13.

14.-27.
28.-4. 10.

Oktober
5.-1 1.

12.-18.
19.-25.

November
23.-29.

30.-6. t 2.

2.-8.
/l9.-22.

Dezember
7.-13.

tf,n. 
für die

KarI-Liebknecht-
Schule
AIle Lehrgänge sind Grund- oder Eiffihrungslehrgänge
und erfordern keine speziellen Vorkenntnisse.
Anmeldungen können über alle Gruppenvorstände der DKP
vorgenommen werden.

Marxistische Philosophie
Grundlehrgang
Lehrgang fiir Bildungsverantwortliche

Grundlehrgang
Marxistische politische Okonomie
Kommunalpolitik der DKP

Grundlehrgang
Frauenpolitik der DKP
Le h rga ng fi)r G ruppe nvors i tzende

Grundlehrgang
Kurzlehrgang fi)r Betriebsarbeiter
( Probleme der betrieblichen
und gewerkschaftlichen Interess enve rt retung )
Lenin: Der linke Radikalismus . . .

Grundlehrgang

Kommunistische Weltbewegung - Entwicklung und
Probleme
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Die Bündnispolitik der DKP liegt den HerrschendJn schwer im

Magen. Eines der rechten Kampfblätter des Großkapitals, die
FRANKFURTER ALLGEMEINE ZEITUNG, meinte, den DGB vof

,,Bündnissen mit falschen Partnern" vor der DKP warnen zu
müssen.

Logisch - für die Rechten sind die Kommunisten die ,,falschen
Partner". Für die Kommunisten sind die Rechten allerdings

überhaupt keine Partner. In den Gewerkschaften siird Kommunister,
Sozialdemokraten, Christen, Grüne, parteilose Kolleginnen und
Kollegen, die in und mit dem DGB gemeinsam ihre Interessen

vertreten. Von dieser einfachen Wahrheit hat sich der DGB-Kongreß
'86 auch nicht von dem Kapitalistenblatt FAZ abbringen lassen.

Das Bundesinnenministerium,,beobachtet" die Bündnispolitik der
DKP sehr aufmerksam. Es ist ihm nicht entgangen, daß zur

Bundestagswahl 1987 die FRIEDENSLISTE kandidiert. Es ist ihm
auch nicht entgangen, daß die FRIEDENSLISTE ,,Unterctützung
von der DKP" erhält. Und man staune: HeII zimmermann wartet

mit der Weisheit auf, die DKP bemühe sich um eine ,,verständigung
der Oppositionsk rä fte".

So ist es. Aber was geht das die Staatsbürokraten des
Bundesinnenministeriums an?

ten nun ab, dem Bündnl§
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Dr. Rainer Eckert.
42 Jahre,

Physiker, Lehrer,
Sekretfu f)r

Parteibildung
der DKP Hessen

Hicr nehmen regelmälJrg
Cenossinnen ünd

Cenosscn Srellung 7um
Thema und zu de\scn

mögli€her Umsetzung in
Diskussion und Aktion.

' [rr. praktischer
,Erfahrung

Es kann die Neigung groß sein, in den Bildungsveranstaltungen mit dem
vorliegenden Thema vor allem aktuelle politische Fragen zu diskutieren.
Das ist sicher in so mancher Paneigruppe auch gut und angebracht; es
ist sicher auch nicht schlecht. wenn viele Genossinnen und Genossen
das Bildungsthema zum Anlaß von Gesprächen mit Kolleginnen und
Kollegen, Sozialdemokraten, Grünen und anderen demokratischen
Kräften machen. Gesprächen über aktuelle Fragen der bevorstehenden
Wahlen.

Mir scheint es darüber hinaus allerdings unerläßlich, vor allem auch -
möglicherweise sogar vorrangig die tiefer gehenden
weltanschaulich-ideologischen Begründungen für kommunistische
Wahlpolitik zu erarbeiten. Also vor allem die Inhalte der Abschnitte I
und II im Bildungsheft. Denn da stecken die ,,Knackpunkte" drin, die
unsere Identität ausmachen: die wissenschaftlich begründete, den
jeweiligen Bedingungen entsprechen8e, flexible, jedoch unbedingte
Orientierung aller strategischen und taktischen wahlpolitischen
Entscheidungen an den Interessen der Arbeiterklasse. Es schadet nichts,
sondern es nützt, wenn wir das gründlich unter uns und mit unseren
Freunden diskutieren.

DKP-Anschriften

Deulsche Kommunistische Parler

Prinz-Georg-StraRe 79,
4000 Düsseldort
Telefon (02 11) 48 10 01-04

Deutsche Kommunistische Partei
Bezirksvorstand
Bad€n Würltemberg
Stolzslraße 10. 7000 Stultgart 1

Telelon (07 11) 26 55 10

0eulsche Kommunistische Parlei
Bez rksvorstand Bremen/
N edersachsen/Nord
Contrescarpe 8c. 2800 Brernen 1

T€lefon (04 21) 32 13 14

Oeutsche Kommunislrsche Partei
Bezirksvorstand Hamburg
Tarpenbekstraße 66,
2000 Hamburg 36
Telelon (0 40) 47 65 69

Deutsche Kommunislische Pa(ei
Bez rksvorsland Hessen
Rödelheimer Landstraße 13,
6000 Frankiurt/Main 90
Teleion (0 69) 77 50 69

Deulsche Kommunistische Parlei
Eezirksvorstand Niedersachsen
Hamburger Allee 38.
3000 Hannover 1

TeleJon (05 11) 31 1033

Deulsche Kommunislische Parlei
Bezrksvorsiand Nordbayern
Fürlher Slraße 92, 8500 Nürnberg
Teleion (09 11) 3 24 61

Deulsche Kommunrstische Parler
Bezirksvorstand Fheinland-Plalz
Herhgkreuzweg 92. 6500 Mainz 1

Telelon (061 3l) I20 61

Deutsche Kommunistische Parte
Bezirksvorstand
Hheinland-Wesltalen
Ackerstraße 3. 4000 Düsse dorl
Te efon (02 11) 36 20 95

Deulsche Kommunisusche Pärtei
Bezirksvorstand Ruhr-Westf alen
Hotfnungstraß€ 18, 4300 Essen
Telefon (02 01) 22 21 95

Deutsche Kommunistische Partei
Eezirksvorstand Saar
BleichslraBe 18. 6600 Saarbrücken
Telelon (0681) 31513

Deulsche Komrrunistische Parlei
Bezrrksvorstand Schleswig-Holslein
Hamburger Chaussee 3. 2300 Kiel
Telefon (04 31) 68 80 10

Deutsche Kommun slische Partei
Bezirksvorsland Südbaygrn
Reisingerslraße 5, 8000 München
Tele,on (0 89) 26 79 68
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Mur.rffi.
FRIEDENSLISTE

Button FRIEDEN§LISTE (weiß, blau), DM 1,50 (0,50)
Button FRIEDENSLISTE (blau/schwarz/rosa), DM 3,- (2,-)

Halstücher FRIEDENSLISTE (weiß) DM 5,- (3,-)
Transparente mit Fl-Symbol, weiß, 300 x 80 (können individuell

beschriftet werden), DM 20,-
Schlüsselanhänger, blau, mit Fl--Symbol (MetalD, DM 10,- (6,-)

Einstein-Plakat, DM 0,50 (oder Spende)
Aufkleber ,,Ablüsjen", l0 cm Durchmesser, DM l,- (0,50)

Eindruckplakat DM 0,20 (oder Spende)
Grundthesen für ein Wahlprogramm der FRIEDENSLISTE (EntwuO,

kostenlos

Einzelprogramme (Entwürfe)
Frieden

Ökologie/Umwelt
Frauen

wirtschaft,/Soziales
kostenlos

Handreichungen für den Wahlkampf
Die GRUNEN

Die SPD
kostenlos

DIE FRIEDENSLISTE
Baumschulallee 2a
5300 Bonn




